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Inhaltsverze¡chnis

Aufsätze

Neufassung der EUGWO (,,Brüssel la-VO") seit
10. Januar 2015

RA Prof. Dr. Bernd Reinmüller, Frankfurt a. M.

Entscheidungen

UN-Kaufrecht (CISG)

Art. 4,7 Abs. 2, 25, 49 Abs. 1 lit. a CISG

1. Für die Beurteilung, ob eine wesentliche Vertrags-

verletzung vorliegt, ist, wenn die Vertragswidrigkeit auf
einer Abweichung von der vertraglich vereinbarten Be-

schaffenheit (Aft. 35 Abs. 1 CISG) oder auf einer sons-

tigen Mangelhaftigkeit (Art.35 Abs. 2 CISG) beruht, nicht
allein die Schwere der Mängel entscheidend, sondern

vielmehr, ob durch das Gewicht der Vertragsverletzung

das EÉüllungsinteresse des Käufers im Wesentlichen

entfallen ist. Kann er die Kaufsache, wenn auch unter
Einschränkungen, dauerhaft nutzen, wird eine wesent-

liche Vertragsverletzung vielfach zu verneinen sein
(Fortführung von BGH, Urteil vom 3.4.1996 -VlllZR 51/95,

8cH2132,290,297 ff .).

2. Bei der Prüfung, ob eine Vertragsverletzung des Ver-

käufers das Erfüllungsinteresse des Käufers im Wesent-

lichen entfallen lässt, ist in erster Linie auf die getroffe-

nen Parteivereinbarungen abzustellen. Fehlen aus-

drückliche Vereinbarungen, ist vor allem auf die Ten-

denz des UN-Kaufrechts Rücksicht zu nehmen, die Ver-

tragsaufhebung zugunsten der anderen in Betracht

kommenden Rechtsbehelfe, insbesondere der Min-

derung oder des 5chadensersatzes zurückzudrängen.

Die Rückabwicklung soll dem Käufer nur als letzte

Möglichkeit (ultima ratio) zur Verfügung stehen, um auf
eine Vertragsverletzung der anderen Partei zu reagie-

ren, die so gewichtig ist, dass sie sein Erfüllungsinteres-

se im Wesentlichen entfallen lässt (im Anschluss an

BGH, Urteil vom 3.4.1996 - Vlll ZR 51/95, a.a.O.).

3. Die Aufrechnung von gegenseitigen Geldforderun-
gen, die aus demselben dem UN-Kaufrecht unterlie-
genden Vertragsverhältnis entspringen, beurteilt sich

nach konventionsinternen Verrechnungsmaßstäben.

Folge der konkludent oder ausdrücklich zu erklärenden

Aufrechnung ist, dass die gegenseitigen Geldforderun-
gen - sofern keine Aufrechnungsausschlüsse vereinbart
worden sind - durch Verrechnung erlöschen, soweit sie

betragsmãßig übereinstimmen (Weiterentwicklung von

BGH, Urteile vom23.6.2010 - Vlll ZR 135/08 [= IHR 2010,

217l,vom 14.5.2014 - Vlll ZR 266/13 [= IHR 2014, 136]).

BGH, Urteil vom 24.9.2014 - VIII ZR 394112

Art. 8 CISG; 55 1031, 1032,1040,1O61 ZPO;

Art.ll, V UNÜ

1. Ob die Voraussetzungen des 5 1031 Abs. 2 und 3 ZPO

erfüllt sind, richtet s¡ch nach materiellem Recht. lst da-

her das CISG einschlägig, müssen AGB, die über ein

kaufmännisches Bestätigungsschreiben Vertrags-

bestandteil werden sollen, mitübersandt oder sonst zu-

gänglich gemacht werden. Dies gilt auch für standardi-

sierte Bedingungen einer Handelsorganisation.

2. Das staatliche Gericht ist bei der Prüfung, ob die Vo-

raussetzungen der Art. ll und V UNÜ erfüllt sind, weder

an die rechtliche Beufteilung noch an die tatsächlichen

Feststellungen des Schiedsgerichts gebunden.

3. Eine stillschweigende Antragsannahme reicht selbst

bei laufenden Geschäftsbeziehungen nicht für einen

wechselseitigen Austausch von Schriftstücken im Sinne

von Art. ll Abs. 2 UNÜ aus.

4. Das parallel zum ausländischen Schiedsverfahren

eingeleitete und dann nach 5 240 ZPO unterbrochene
inländische Gerichtsverfahren führt im späteren inlän-

dischen Anerkennungs- und Vollstreckungsverfahren

B
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bzgl. des Schiedsspruchs nicht zu anderweitiger

Rechtshängigkeit gemäß 5 261 Abs' 3 Nr' 1 ZPO'

5. Wurde in dem inländischen Gerichtsverfahren die

Rüge nach S 1032 ZPO erhoben, so ist der Antragsgeg-

ner im Anerkennungs- und Vollstreckungsverfahren mit

der Behauptung. eine gültige Schiedsvereinbarung sei

nicht zustande gekommen, präkludiert.

6. Zur Frage, auf welchem Wege die Rüge nach

5 1032 ZPO erhoben wird.
7. Genügt ein anzuerkennender ausländischer Titel

nicht den Bestimmtheitsanforderungen des deutschen

Vollstreckungsrechts, ergeben sich aber Kriterien, nach

denen sich diese Mängel ausräumen lassen, so ist es

zulässig und geboten, den ausländischen Titel in der
Entscheidung über die Vollstreckbarkeit entsprechend

zu konkretisieren.

Deutschland: OLG Düsseldorf, Beschluss vom
22.7.2074 - I-4 Sch 8/13 l8

vertr¡ebsrecht

5 92a Abs.l Satz 1 Alt.l HGB;5 13 GVG;

S 5 Abs.3 Satz 1 ArbGG
Der in einem Handelsvertretervertrag enthaltenen
Bestimmung ,,Der Consultant darf während der Ver-
tragszeit nur hauptberuflich für M. tätig sein und die
M.-Dienstleistungen und die von M. freigegebenen
Finanzprodukte vermitteln" ist ein vertragliches Tätig-
keitsverbot im Sinne von S 92a Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 HGB

zu entnehmen.
BGH, Beschluss vom 16.10.2014 -YIIZB 76114 23

SS 1,2 Abs.1 GWB; Art. 2 Abs. 2,
Art. 4 b EUV 330/2010; Art. 101 Abs. 3 AEUV
l. Eine Klausel, die einem ,,autorisierten Händler" den
Verkauf an Endkunden ,,über sog. ,lnternetauktions-
plattformen' (2.8. Ebay),,lnternetmarktplätze' (2.8. Ama-
zon Marketplace) und unabhängige Dritte" verbietet, ist
wettbewerbswidrig.
2. Zum Begriff der,,Kundengruppe" im Sinne des
Art. 4 b EUV 330/2010 (VenikatGVO).
Schleswig-Holsteinisches OLG, Urteil vom 5.6.2014 -
16 U (Kart) 154/13

Andere Rechtsfragen

5 139 ZPO
1. t...1
2. t...1
3. Ein gerichtlicher Hinweis nach S 13g ZpO ist ent-
behrlich, wenn die partei von der Gegenseite die
gebotene Unterrichtung erhalten hat.
OLG Schleswig, Beschluss vom 3.2.2014 _ 5 U 94113 _ 3t

Art.22 Nr. 1, 27 Abs.1, 35 Abs. 1 EUGWo
"l' Art.22 Nr. 1 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des

Rates vom 22.12.2000 über die ger¡chtliche Zuständig-

keit und die Anerkennung und Vollstreckung von Ent-

scheidungen in Zivil- und Handelssachen ist dahin aus-

zulegen, dass zur Kategorie der Rechtsstreitigkeiten,

,,welche dingliche Rechte an unbeweglichen Sachen ...

zum Gegenstand haben", im Sinne dieser Vorschrift ei-

ne Klage gehört, die - wie die hier bei dem Gericht

eines anderen Mitgliedstaats erhobene - auf Feststel-

lung der Ungültigke¡t der Ausübung eines Vorkaufs-

rechts gerichtet ist, das an diesem Grundstück besteht

und gegenüber jedermann wirkt.
2. ArT.27 Abs. 1 der Verordnung Nr.44/2001 ist dahin

auszulegen, dass das später angerufene Gericht, bevor

es das Verfahren gemäß dieser Vorschrift aussetzt, prü-

fen muss, ob eine etwaige Sachentscheidung des zuerst

angerufenen Gerichts nach Art. 35 Abs. 1 dieser Verord-

nung wegen Verletzung der in ihrem Art.22 Nr. I vor-
gesehenen ausschließlichen Zuständigkeit in den übri-
gen Mitgliedstaaten nicht anerkannt würde.

EuGH, Urtei-l vom 3.4.2014 - C-43B|I2 33

Art. 5 Nr.1 lit. b LugÜ
1. Der Edüllungsort einer Dienstleistung im Sinne des

Art. 5 Nr. 1 lit. b zweiter Spiegelstrich LugU ist auch in

den Fällen, in denen die entsprechende Pflicht bereits

erfüllt worden ist, primär anhand des zugrunde liegen-

den Vertrages zu bestimmen.
2. Die Bestimmung eines Erfüllungsortes im Sinne des

Art. 5 Nr. 1 lit. b LugÜ muss nicht ausdrücklich erfolgen;

der Erfüllungsort kann auch durch Vertragsauslegung

erm¡ttelt werden.

3. Sind nach einem Vertrag verschiedene Dienstleis-

tungen in verschiedenen Staaten zu erbringen, so be-

stimmt sich der Erfüllungsort nach Art. 5 Nr. 1 lit. b
zweiter Spiegelstrich LugÜ nach dem Ort, an dem die

Hauptdienstleistung zu erbringen ist.

4. Zur Frage des Erfüllungsortes bei einem Kauf von

Stammanteilen einer schweizerischen GmbH.

Schweiz: BG, Urteil vom 15.7.2014 - 4{-ll3l20l4 

- 

37
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Küstner/Thume (Hrsg.), Handbuch des gesamten
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Aufsätze

Provisions- und Ausgleichsanspruch
des Handelsagenten für Dauerverträge nach

österreichischem Recht

Dr. Gustøv Breiter,Wien 45

CISG or German Law? Pros and Cons

Professor Dr. Raphøel Koch,LL.M,
EMBA, Augsburg

Attorney's Fees under the CISG: Stemcor Does

Not Disagree with Zapata
Professor Clayton P. Gillette, New York 58

Tagungsbericht zur CISG Basel Conference am

29./30.1.2015
Dr. Olaf Meyer,Bremen 59

Entscheidungen

UN-Kaufrecht (clsG)

Art.6,25,71 CISG; Art. 23 Abs. 2 EuGWO;

5 513 Abs. 2 ZPO

1. Entgegen dem Wortlaut des 5 513 Abs.2 ZPO kann

das Fehlen der internationalen Zuständigkeit in der

Rechtsmittelinstanz gerügt werden.

2. Haben die Parteien eine Vertragssprache gewählt, so

kann sich ein Vertragspartner nicht darauf berufen, die-

se nicht zu verstehen. [...]
3. Die Voraussetzungen des Art. 23 Abs. 2 EUGWO sind

erfüllt, wenn die Art der elektronischen Übermittlung

eine dauerhafte Speicherung der Vereinbarung ermög-

licht, ihren Urheber erkennen lässt und die elektronisch

übermittelten Erklärungen ausgedruckt werden kön-

nen. [...]
4. Die Wahl deutschen Rechts kann nicht als Ausschluss

des ClSG angesehen werden, [...].
5. Bei Nutzung des lncoterms FOB sind Fixverträge

üblich, um die Planung der Verschiffung zu ermög-

lichen.

6. Art.71C|SG regelt die Zurückbehaltungsrechte im

Anwendungsbereich des C|SG abschließend; [...].
7. Für einen Anspruch aus Art. 74 CISG genügt es, dass

eine Verbindlichkeit bei Fälligkeit nicht erfüllt wird. [...]
Deutschland: OLG Köln, Urteil vom 24.4.2013 -
16u 106112 60

Art. 74 CISG

1. Die einem Schiedsgericht durch dessen Regeln

(hier: American Arbitration Association) eingeräumte

Kompetenz-Kompetenz ist der Überprüfung durch

staatliche Gerichte entzogen.

2. Rechtsverfolgungskosten sind nach Art. 74 C|SG

ersatzfähig.

USA: US District Court, S.D. New York, Memorandum

Opinion vom30.9.2014 - l4-cv-00921 (LAK)

(Stemcor USA, INC. / Miracero, S.A. de C.V) 66

Vertriebsrecht

5 89b HGB

Bei Franchiseverträgen, die ein im Wesentlichen ano-

nymes Massengeschäft betreffen, rechtfertigt eine bloß

faktische Kontinuität des Kundenstamms nach Ver-

tragsbeend¡gung eine entsprechende Anwendung [...)
des S 89b HGB nicht.

Deutschland: BGH, Urteil vom 5.2.2015 - VII ZR 109/13 

- 
68

52
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S 89a Abs.2 HGB

Der einmalige Vertrieb von Konkurrenzprodukten
rechtfertigt nicht die außerordentliche Kündigung des

Handelsvertreterverhältnisses ohne vorherige Abmah-
nung, es sei denn, der Unternehmer hat das Vertrauen
in den Handelsvertreter derart verloren, dass die Fort-
setzung des Vertrages unmöglich ist.

Deutschland: OLG Köln, Urteil vom 20.9.2013 -
19 u 33113

55 301,538 Abs. 2S.3ZPO;5 89a Abs.2 HGB;

SS 134, 252,28O,670,677,683 BGB; 5 43a Abs.4 BRAO

1. Nach einem unzulässigen Teilurteil darf das Beru-

fungsgericht den noch in erster lnstanz befindlichen
Teil an sich ziehen und in der Sache insgesamt ent-
scheiden (vgl. BGH vom 13.10.2008, ll ZR 112/07).

2. Es liegt ein Verstoß gegen das Verbot der Vertretung
widerstreitender lnteressen nach 5 43a Abs.4 BRAO vor,
wenn eine Rechtsanwalts-GmbH als solche mit einem
U nternehmer einen Ha ndelsvertretervertrag abschließt,
der neben der Vermittlung von Lieferantenverträgen
für Holzhackschnitzel auch die Erstellung und rechtliche
Prüfung dieser Verträge zum lnhalt hat und in dem die
Parteien eine erfolgsabhängige, allein am von der
Rechtsanwalts-GmbH verha ndelten Einkaufspreis ori-
entierte Vergütung vereinbarten. [...]
3. I...1.
4. t...1.
Deutschland: OLG München, Urteil vom 29.10.2014,

7 U 42791r3

55 18, 19,20,33 GWB; Art. 3 Abs.5 EGV 1400/2002;
4rt.101, Art. 102 AEUV
1. Die Zulassung einer Kfz-Werkstatt zum Servicenetz
eines Fahrzeugherstellers betrifft einen dem Endkun-
denmarkt vorgelagerten Markt, auf dem sich die Kfz-

Werkstätten als Nachfrager einerseits und die Hersteller
von Pkw als Anbieter von Ressourcen andererseits ge-
genüberstehen [...].
2. Eine ausführliche Begründung der Kündigung eines

Kfz-Händlervertrages im Sinne von Art. 3 Abs. 5 Kfz-GVO

2002, die transparent und objektiv ist, muss erkennen
lassen, warum das Vertragsverhältnis mit dem konkret
betroffenen Händler nicht fortgesetzt werden soll. [...]
Deutschland: OLG FranKurt, Urteil vom29.72Ol4 -
rtu 6114 81

5 86 Abs.1 S. 2 HGB

Ein Handelsvertreter hat sich jeden Wettbewerbs zu

enthalten, der seiner Art nach geeignet ist, die lnteres-

sen des vertretenen Unternehmens nachhaltig zu

beeinträchtigen.
Deutschland: OLG München, Endurteil vom 18.2.2015 -
7 U 4696114 87

70

75

Bundesministerium
der Justiz und
für Verbraucherschutz

Bundesamt
für Justiz

FORSCHUNGSVORHABEN

Ausschreibung eines Forschungsvorhabens für
das Bundesministerium der Justiz und
für Verbraucherschutz
Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz beabsichtigt, ein
Forschungsvorhaben zum Thema

,,Gesetzliche Sonderregelungen über den
Franchisevertrag im internationalen Vergleich" mit Schwerpunkt,,Vorvertragtiche
Aufklärungspf tichten des Franchisegebers"

in Auftrag zu geben

Die Ausschreibung und weitere Einzetheiten hierzu finden Sie unter
www.bundesjustizomt.de/ousschreibungen sowie im etektronischen Bundesanzeiger und
auf der Internetseite www.bund.de.
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Entscheidungen
BGH: Werbung mit der Bezeichnung ,,Buchhaltungsservice" -
,,Mobiler Buchhaltungsservice" (25.6.20'l 5 - I ZR 1 45 /1 4)

BGH: Bewerbung eines,,neuen Personenkraftwagens" -
,,Neuer Personenkraftwa gen I l" (5.3.20 1 5 - I ZR 1 64/ 13)

BGH: Beweiserleichterungen in Fällen der Rechts- und Steuer-

beraterhaftung (16.7.2015 - IXZR 197 /14)

Aufsätze

Dr. Martin Haisch, RA, und Timo Bühler, RA

Loan Origination Funds im Spannungsfeld
von Aufsichts- und Steuerrecht

Die BaFin hat im Mai dieses Jahres ihre Verwaltungspraxis zur Verga-

be von Darlehen für Rechnung von lnvestmentvermögen geändert.

Hierdurch sind in Deutschland erstmals Fonds möglich geworden,
die Darlehen vergeben (sog. Loan Origination Funds). Nunmehr soll

diese aufsichtsrechtliche Praxis durch eine entsprechende Gesetzes-

änderung abgesichert werden. ln steuerlicher Hinsicht bestehen

hingegen keine Spezialregeln, sodass in erster Linie das lnvest-
mentsteuergesetz und in zweiter Linie die allgemeinen ertragsteuer-
lichen Regeln Anwendung finden. Das Verhältnis von Aufsichts- und
Steuerrecht ist dabei nicht spannungsfrei. Dies gilt auch für die 5pe-

zialfondsfähigkeit von Anteilen an Loan Origination Funds. Der Bei-

trag beleuchtet dieses Spannungsfeld und gibt damit gleichzeit¡g ei-

nen umfassenden Überblick überdie relevanten aufsichts- und steu-
enechtlichen Fragen im Hinblick auf Loan Origination Funds.

Dr. Moritz Brocker, RA, und Dr. Volker Schulenburg, RA

Drum prüfe, wer sich (äw¡g) bindet - das Damo-
klesschwert des 5 179a AktG bei M&A-Transaktionen
im Allgemeinen sowie im insolvenznahen Bereich

Gemäß 5 1794 AktG bedarf ein Vertrag, durch den sich eine Aktien-
gesellschaft zur Übertragung ihres ganzen Gesellschaftsvermögens

verpflichtet (sei es im Wege eines Asset Deals oder eines Share

Deals), eines zustimmênden Hauptversammlungsbeschlusses. Bei

M&A-Transaktionen (nicht zuletzt im insolvenznahen Bereich) ist
die Vorschrift nicht selten ein echter Stolperstein und in der konkre-
ten Transaktionsabwicklung nur bedingt handhabbar. Hier setzen
die Verfasser an, aus deren Sicht 5 1 79a AktG einen engen Anwen-
dungsbereich hat und dementsprechend restriktiv zum Einsatz
kommen sollte.

Entscheidungen

BGH: Schadensersatzanspruch eines Anlegêrs wegen verschiede-
ner Aufklärungsfehler - kein einheitlicher VerjährLìngsbeginn
(2] .201 s - |t zR 1 49 / 1 4l

BGH: Die Erlaubnispflicht nach 5 32 Abs. 1 KWG schützt nicht
vor verlustbringenden Anlagen mit Dritten
(7 .7 .201 s - v I zR 37 2/ 1 4)

OLG München: Anwendbarkeit des 5 130 OW|G auf Konzern-
sachverhalte
(23.9.20i 4 - 3 Ws 599,600/14 - dazu BB-Kommentar von
Dr. Nicolai Behr, RA)

Neuerscheinung Buch
Säcker, EEG 2Ot4 Sonderband Energierecht
Mit Änderungsentwurf der Bundesregierung vom 'l .4.20'I5
'1.982 Seiten, € 198,00

ISBN: 978-3-800S-1567-7 / lnfos unter: www.shop.ruw.de

Entscheidungen
EUGH: Pauschalentgelt für eine Garantie für den Fall des Defekts

eines Gebrauchtfahrzeugs MwSt-befreit (16.7.201 5 - C-584/ 13

(Mapfre asistencia und Mapfre warranty))
BFH: Ermäßigt zu besteuernder Arbeitslohn fi.ir eine mehrjährige
Tätigkeit - Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör
(7.s.201s -vrR44/13)

Aufsätze

Prof. Dr. Helmut Rehm, WP/5t8, und Jürgen Nagle4 RA/SIB

Der jüngste Diskussionsentwurf eines !nvestment-
steuerreformgesetzes im.Fokus des Unionsrechts

Die Verfasser haben zum Diskussionsentwurf vom27.1.2015 im Be-

triebs-Berater vom 21 .5.2015 (BB 2015, 1249ff .) bereits ausführlich
Stellung genommen. Ziel dieses Beitrages ist es nun, etwaige Än-
derungen des Diskussionsentwurfs vom 21.7 .2015 gegenüber dem
Diskussionsentwurf vom 27 .1.2015 darzustellen und diese vor dem
Hintergrund der europarechtlichen Diskussion des angedachten
Vorhabens zu beleuchten.

Prof. Dr. Matthias Rogall, StB, und Dr. Daniel Dreßler,SIB/CPA 2009

Ausweitung der Veräußerungsgewinnbesteuerung
durch Neuregelung des 5 8b Abs. 4 KStG

Das BMF sieht in dem lnvestmentsteuerreformgesetz-Entwurf vom
21.7.20"1 5 vor, Veräußerungsgewinne aus Streubesitzbeteiligungen
von unter 1 0 % der Körperschaftsteuer zu unterwerfen. Bislang sind

Veräußerungsgewinne unabhängig von der Beteiligungshôhe steu-

erfrei. Lediglich 5 7o der Gewinne gelten bislang gemäß 5 8b Abs. 3

S. 1 KStG als nicht abziehbare Betriebsausgaben. Die Verschärfung

soll ab dem Veranlagungszeitraum 2018 gelten und dann sämt-
liche stille Reserven veräußerter Streubesitzanteile erfassen.

Steuerrecht
Die Woche im Blick

Prof. Dr. Angelika Dölker, MBA lnternationalTaxation

Zuwanderung nach Deutschland aus EU-Ländern -
eine Analyse aus individualsteuerlicher Sicht

61,5o/o aller Zuwanderer nach Deutschland kommen aus anderen

EU-Ländern (we¡tere 13,2o/o aus dem übrigen Europa). Nach dem
neuen Migrationsbericht der Bundesregierung ist die Zahl der Zu-
wanderer auf 1,23 Mio. Menschen gestiegen, laut Bundesinnenmi-
nister de Maiziere sind die aktuellen Zahlen für 2014 ähnlich. Das

liegt an der Arbeitnehmefreizügigkeit in der EU, der wirtschaft-
lichen Misere in 5üdeuropa und einer wachsenden Zahl von Flücht-
lingen. Aufgenommen werden die Menschen vor allem von den

westdeutschen Flächenländern Nordrhein-Westphalen, Bayern

und Baden-Württemberg. Die Zuwanderung bremst den Bevölke-

rungsschwund in Deutschland. Dieser Aufsatz soll eine individual-
steuerliche Analyse für die Situation von Zuwandererri aus ltalien,
Polen, Frankreich und Spanien bieten.

Entscheidung

BVerfG: Ersatzbemessungsgrundlage im Grunderwerbsteuerrecht
verfassungswidrig
(23.6.201s - 1 BvL 13/1 1, 1 BvL 14l1 1)

Aktuelle Veranstaltung
BB-Fachkonferenz Finanzgerichtsprozesse

Finanzgerichtsprozesse erfolgreich führen - Taktiken und Fallstricke

15.10,2015, Frankfurt am Main

lnfos und Anmeldung: http://veranstaltungen.ruw.de/fg201 5frankfurt
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DRSC: Eingabe zur Klärung von IFRIC 1 2 an das IFRS lC

BReg: 121 Mrd. Euro Pensionsrückstellungen

DIHK: Steuerliche Zusatzbürden ,,zentrales Hemmnis" bei betrieb-
licher Altersvorsorge in der Niedrigzinsphase

Wirtschaftsprüfung
IDW: Stellùngnahme zum PCAOB Consultation Paper No.20i5-01
,;Ihe Auditor's Use of the Work of Specialists"

Betriebswirtschaft
KPMG: Strategie und Geschäftsmodelle auf dem Prüfstand

Aufsatz

Dipl.-Kfm. Georg Lanfermann, WP/StB

Staatliche Aufsicht über die Tätigkeit von Prüfungs-
ausschüssen als Folge der EU-Abschlussprüferreform
Bis zum Bekanntwerden dèr Referentenentwürfe zur Umsetzung
der EU-Abschlussprüferreform fanden neue europäische Vorgaben
zur Überwachung der Tätigkeiten von Aufsichtsräten bzw. Prü-
fungsausíchüssen durch Aufsichtsbehörden wenig Beachtung. Die
deutschen Umsetzungsentwürfe .sehen nunmehr weitreichende
Bestimmungen vor, die zukünftig neben Berichterstattungspfl ich-
ten von Aufsichtsräten bzw. Prüfungsausschüssen auch eine neuar-
tige behördliche Form der Sanktionierung der Organmitglieder
von Unternehmen des öffentlichen lnteresses in deutschem Recht
verankern. Der Beitrag beleuchtet die Anforderungen aus dem eu-
ropäischen Recht, die bisher vorgelegten Referenten- bzw Regie-
rungsentwürfe und gibt Anregungen ftir die von den beteiligten
Bundesministerien grundsätzlich angestrebte 1 :1-Umsetzung, so-
weit der europäische Gesetzgeber hierfür einen Handlungsspiel-
raum vorsieht.

Entscheidung

BFH: Vermarktungskostenzuschuss eines Filmfonds kann
als partiarisches Darlehen zu beurteilen sein
(21.5.2015 - lV R 25/12 - dazu BB-Kommenrar von
Dr. Florian Kleinmanns, SIB/RA/FAStR)

Arbeitsrecht
2o2s Die Woche im Blick

Entscheidungen

2027

2032

EuGH: Massenentlassungs-RL - Geschäftsführer und Prakt¡kanten
zäh len mit - Balkay a (9.7 .201 5 - C-229 / 1 4)
LAG Berlin-Brandenburg: Einstellung durch Übertragung von
Aufgaben ('17.6.20'i5 - 17 faBY 277 /15)
BAG: Betriebsbedingte Kündigung - Verfahrensfehler bei gehei-
mer Beratung (26.3.201 5 - 2 AZR 417 I 1 4)
BAG: Kündigung eines Werkstattvertrags bedarf Schriftform
(17 .3.201 s - 9 AZR 994 / 13)

BAG: Vergütungsdiffereriz wegen AGG-widriger Stufenzuordnung -
VertrauensschuTz(25.3.2015 - 5 AZR 458/13)

Aufsatz
Dr. Jessica Blattnel RAin :

Die Zulässigkeit von Streikarbeit durch Beamte
Die aktuelle tagespolitische Situation, die sowohl Streiks im Tarif-
konflikt bei der Post als auch den siebten Streik im Tarifkonflikt bei
der Deutschen Bahn beinhaltet, zeigt, dass Streiks in der Daseins-
vorsorge vor allem und gezielt unbeteiligte Dritte, nämlich die Bür-
ger, beeinträchtigen. Arbeitskämpfe auf diesen Gebieten führen
vor allem zum Ausfall von wichtigen Gütern für die Bevölkerung.
Gerade im Bereich der Post und der Deutschen Bahn kann sich der
Arbeitgeber jedenfalls theoretisch damit behelfen, noch verblei-
bende Beamte zur Streikarbeit einzusetzen. Der Beitrag beschäftigt
sich mit der Frage, inwieweit und unter welchen Voraussetzungen
ein solcher Einsatz denkbar und zulässig ist.

Entscheidungen

BAG: Schmerzensgeld und 5chadensersatz im Berufsausbildungs-
verhältnis
(19.3.201s - I AZR67/14)

BAG: Tarifpluralität - Eingruppier,ung
(1 4.4.201 s - 1 ABR 66i1 3)

BAG: Auslegung einer Versorgungsordnung - Gesamtzusage únd
Gesamtversorgung
(13.1.2015 - 3 AZR 897 /12 - dazu BB-Kommentar von
Philipp A. Lämpe, RA)

2035

2037

2041

2044

2047

Rezensionen

Umgang mit leistungsschwachen Mitarbeitern 2048
(Rezensent: Dr. Mario Eylert, Vorsitzender Richter am BAG)

Kommentarzum AGG - Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz 2048
(Rezensent. Dr: Gernod Meinel, FAATbR)

Akuelle Veranstaltung
Deutsche Arbeft srechtskonferenz
Miteinander - Gegeneinanden Brennpunkte im betrieblichen Alltag

1 1 .1 1 .2015, Allianz Arena München

lnfos und Anmeldung: www.arbe¡tsrechtskonferenz.de

Die Erste Seite
Prof. Dr. Reiner Quick

APAReG-RegE: Nonplusultra der öffentlichen
Aufsicht?

Jobs derWoche
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lnhaltsverzeich nis

BETRIEBSWIRTSCHAFT

AUFSATZ
IFRS

ökonomische Konsequenzen der verpfl ichtenden
IFRS-Einführung in der EU (Teil 2)

Dr. Ulf Brüggemann, Berlin / Prof. Dr. Jörg-Markus Hitz,
Göttingen / Prof. Dr. Thorsten Sellhorn, München
Seit nunmehr zehn Jahren sind die IFRS in der EU der maßge-
bende Standard für den Konzernabschluss kapitalmarktorien-
tierter Unternehmen. Für Praxis und Wissenschaft in gleichem

Maße von Bedeutung ist die Frage nach dem ,,Erfolg" der ver-
pflichtenden lFRS-E|nführung. lm zweiten Teil des Beitrags
wird diskutiert, wie der empirische Forschungsansatz bei der
Beurteilung des Erfolgs der IFRS-Einführung helfen kann und
außerhalb der Wissenschaft stehende Leser solche Stud¡en
beurteilen können.

D8O702750 5.1849

STEUERRECHT

www.der-betrieb.de

KURZ KOMMENTIERT
Bi la nzsteuerrecht

Bilanzierung von Verbindlichkeiten bei Rangrück-
trittsvereinbarungen
RA Dr. Malte Bergmann, LL.M.. Bonn /
RA Dr. Philipp Clemens, Hamburg

DB08ó2408

VERWATTU NGSANWEISUNGEN

I nvestmenlsteuergesetz

5 6 lnvStG: Verfahren bis zu einer gesetzlichen
Umsetzung des EuGH-Urteils vom 09.10.2014 -
Rs. C-326112, van Caster (D80681 342)

BMF, Schreiben vom 28.07.2015

D81049594

Kap¡ta lertragsteuer

Verfahrensweise bei der Erstellung von Steuer-
bescheinigungen auf Antrag ausländischer Kredit-
institute für den Anteilseigner bei Verwahrung der
Wertpapiere durch inländische Kreditinstitute
BMÊ Schreiben vom 02.07.2015

DBl 046560

Grunderwerbsteuer

GrESt und Grundbesitzbewertung i.V.m.

5I Abs.2 GTEStG

OFD No¡drhein-Westfalen, Verfügung vom 24.07.201 5

D8104476s

ENTSCHEIDUNGEN
Bilanzste uerrecht

Wertpapiere als Sonderbetriebsvermögen
FG Köln, Urteilvom 24.03.2015 - 1 K221-Ì112

DBl 050224

Gewinnermittlung
Einbeziehung eines negativen Kapitalkontos in die
Berechnung des Veräußerungsgewinns eines gegen
Entgelt aus einer KG ausscheidenden Kommanditis-
ten
BFH, Urteil vom 09.07.2015 - lV R 19/12

DBl 0s0225 s.1874

s.1867

s.1869

AUFSATZ
lnternat¡onales Steuerrecht

Berücksichtigung konzerninterner Währungsverluste
europarechtlich geboten?
5tB Dipl.-Kfm, Daniel Buschmann, Frankfurt/M.
ln seinem Urteil vom 10.06.2015 musste der EuGH entschei-
den, ob Währungsverluste, die einer in Schweden ansässigen
KapGes. aus der Beteiligung an einer in Großbritannien ansäs-
sigen KapGes. aufgrund der Tatsache entstanden sind, dass
das Nennkapital in einer fremden Währung eingezahlt und
später wieder ausgezahlt wurde, aus Gründen der Niederlas-
sungs- oder Kapitalverkehrsfreiheit im Ansässigkeitsstaat
Berücksichtigung finden müssten. Der Beitrag betrachtet die
Entscheidung und führt Argumente an, warum die Verlustab-
zugsbeschränkungen in 5 8b KStG gegen die Niederlassungs-
freiheit verstoßen könnten.

D80703038

Grunderwerbsteuer

Verfassungswidrigkeit der Ersatzbemessungsgrund-
lage im GrESt-Recht

StB Dr. Thomas Wagner / StB Jens Knipping,
beide Düsseldorf
Das BVerfG hat in seinem Beschluss vom 23.06.2015 festge-
stellt Die Ersatzbemessungsgrundlage bei der GrESt verstößt
gegen das Gleichheitsgebot. Mit beachtenswerter Deutlich-
keit werden die Bewertungsregeln verworfen. Der Gesetz-
geber muss bis zum 30.06.2016 das GrESt-Recht neu regeln
und zwar rückwirkend zum 01.01.2009. Der Beitrag stellt die
Entscheidung dar und analysiert sie insbesondere hinsicht-
lich des Vertrauensschutzes gem. S 176 AO. Dartiber hinaus
werden mögliche zukünftige Bewertungskonzepte diskutiert.

D81044713

I nvestmentste ue rgesetz
BMF veröffentlicht Diskussionsentwurf zur,,Großen
lnvSt-Reform"
StB/FBlStR Dipl.'Fw. (FH) Patr¡ck Faller / StB Dipl.-
Wirtschaftsjurist (Univ.) Frederik Woll beide München
lm Juli 2015 veröffentlichte das BMF einen Diskussionsentwurf
für ein Gesetz zur Reform der lnvestmentbesteuerung. Anders
als bei der ErbSt soll dieser Bereich grundlegend reformiert
werden. Ab 2018 soll die Besteuerung der lnvestmentfonds
und die der Anleger völlig neu geregelt werden. Der Beitrag
zeigt die derzeit geplanten Änderungen auf.

D81044762

Ein kom mensteuer/Lohnsteuer

Ermäßigt zu besteuernder Arbeitslohn für eine
mehrjährige Tätigkeit
BFH, Urte¡l vom 07.05.2015 - Vl R 44113

D81050221

Abgabenordnung
Umfang der Haftung bei Organschaft
FG Düsseldorl Urteil vom 19.02.2015 - r6 K 932/12 H(K)

DBl 050228

s. 1870

5. r870

s.1 871

s.1856

5.X877

s.1860

s,1879

Abgabenordnung/Fi nanzgerichtsordnung
Keine Klagebefugnis eines zum Einspruchsverfahren
einer GmbH hinzugezogenen Gesellschafters gegen
SchenkSt-Bescheid
BFH, Urte¡l vom 04.03.2015 - ll R 1/14

D80696631 5.1881

M2

s.1865
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WIRTSCHAFTSRECHT

AUFSATZ
lnsolvenzrecht

Die Neufassung der Europäischen lnsolvenzver-
ordnung: Erleichterung bei der Restrukturierung in
grenzüberschreitenden Fällen? (Teil 1)

RA Daniel Friedemann Fritz, Frankfurt/M.
Ab Juni 2017 müssen auf grenzüberschreitende lnsolvenzver-
fahren die Regelungen der reformierten EulnsVO angewandt
werden. Für die Steuerung künftiger Geschäftsprozesse soll-
ten sich die Unternehmen bereits jetzt einen Überblick über
die Neuregelung verschaffen. Der Aufsatz erörtert die wesent-
lichen Kernpunkte der Reform und ihre Auswirkungen.

D8095't470

KURZ KOMMENTIERT
lnsolvenzrecht

Wirksamkeit einer Kontokorrentverrechnung
mangels Anfechtbarkeit der Herstellung der
Verrechnungslage
RA Dr. Maximilian Baíer / Dipl.-Jur. {Univ.) Markus
Johannes Huber, beide München
D81049475

ENTSCHEIDUNGEN
Wettbewerbsrecht
Wettbewerbsrechtliche Anforderungen an die
Werbung mit der Bezeichnung,,mob¡ler Buchhal-
tungsservice"
BGH, Urteil vom 25.06.2015 -1Z'R145114
DB1 050032

Allgemeine Geschäftsbedin gungen
Unwirksamkeit einer Kündigungsregelung in den
AGB-Sparkassen

BGH, Urteil vom 05.05.201 5 -nZ,R214114
D80991527

Verfah rensrecht
Verl ust der Pa rteifähi g keít ei ner vermö genslosen
GmbH infolge ihrer Löschung
BGH, Beschluss vom 20.05.2015 - Vll ZB 53/13

D807081 43

Handelsrecht/Verfa hrensrecht

Handlungsvollmacht zum Abschluss einer Gerichts-
standsvereinbarung in Kaufvertrag, der dem Gel-
tungsbereich des UN-Kaufrechtsübereinkommens
unterfällt
BGH, Urteil vom 25.03.2015 - VlllZR 125114

D80696728

lnhaltsverzeichnis

ARBEITSRECHT

AUFSATZ
Kündigu ngsrecht
Zum (richtigen) Umgang mit Low-Performern
Dr. Christian Weber, Halle (Saaleì

Welche Arbeitsleistung schuldet der Arbeitnehmer? Diese
Frage wird insbesondere bei gesundheitsbedingten Leis-
tungsminderungen relevant. Dabei kann es zu Unsicherheiten
kommen, wie hiermit umzugehen ist. Der Beitrag beleuchtet
zunächst den Begriff der fähigkeitsgerechten Beschäftigung
und dessen Bedeutung für den Umgang mit leistungsgemin-
derten Arbeitnehmern. Danach wird das Verhältnis zwischen
eines möglichen Anspruchs auf Vertragsanpassung und der
Kündigung wegen Minderleistung aufgezeigt und die Maßstäbe
in einem etwaigen Kündigungsschutzprozess dargestellt.

080702890 s.1899

s. 1 882

KURZ KOMMENTIERT
Kündig u ngsrecht/Urlau bsrecht

Ohne Lohn kein Urlaub - Zur Urlaubsgewährung
durch vorsorgliche Freistellung
RA Dr. Benedikt lnhester, München

D80945723

ENTSCHEIDUNGEN
U rla u bsrecht/Elternzeit
Keine Kürzung des Urlaubsanspruchs wegen Eltern-
zeit nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses
BAG, Urteil vom 19.05.2015 -9 AZR725|13

D81049377

Gleichbehandlung

Vorlage zum EuGH: Schützt das Unionsrecht auch
Scheinbewerber vor Diskriminierung?
BAG, Beschluss vom 18,06.2015 - I AZR 848/13 (A)

D81046590

s.'t9045.1889

Kündigungsrecht

Arbeitszeitbetrug: Fristlose Kündigung nach
Einsichtnahme des Arbeitgebers in ,,private" Termine
eines elektronischen Kalenders
RAin/FAinArþR Julia Glaser, LL.M. / RA Dr. Janis Block,

Köln

D8O733760 5.1905
s. r891

s. f894
5.1906

s,'t997

Arbeitszeitrecht
Arbeitsvertraglíche,,Beschäftigung in Vollzeit" ist
als 40-Stunden-Woche zu verstehen - Schätzung des
Mindestumfangs geleisteter Überstunden
BAG, Urteil vom 25.03.20'15 - 5 AZR 602/13

D80991534 5.1907

s. t898 s. t908
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Wirtschaftsrecht
Ðie Woche im Blick

Entscheidungen
BGH: Geldwäsche - Vermischung von Mitteln aus rechtmäßigen

und unrechtmäßigen Quellen (20.5.201 5 - 1 StR 33/15)

BGH: Mistrade - keine Haftung des Kommissionärs nach 5 384

Abs.3 HGB wegen Nichtnennung des Dritten ¡n der Ausführungs-

anzeige (23.6.2015 - XI ZR 386/13)

BGH: BMW-Emblem - Schutzbereich von schwarz-weißen Marken

(1 2.3.201 s - I ZR 1 s3 / 1 4)

BGH: Beginn der Verjährung eines Anspruchs des lnsolvenzschuld-

ners gegen den lnsolvenzverwalter auf Ersatz eines Gesamtscha-

dens (16.7.2015 -lXZR127/14) '

8GH: Ordnungsgemäße Berufungsbegründung
(23.6.201 5 - ll ZR 1 66 I 1 4)

OIG Oldenburg: Werbung mit einem ¡m lnternet veröffentlichten
Testergebnis zulässig (31.7.2015 - 6 U 64115)

Gesetzgebung
EU-Kommission: Neue EU-Vorschriften für grenzüberschreitende
Erbfälle in Kraft getreten

Aufsatz

Prof. Dr. Markus Gehrlein, Richter am BGH

BB-Rechtsprechungsreport zur Unternehmens-
insolvenz des Jahres 2O1412015 - Teil 1

Auch im Ber¡chtsjahr 201 4/2015 haT der BGH die höchstrichterliche
Rechtsprechung zum lnsolvenzrecht fortgeschrieben, wie dieser
und frühere in dieser Zeitschrift erschienene Rechtsprechungsre-
poÍte verdeutlichen. Der erste Teil des Reports behandelt Fragestel-
lungen rund um das Eröffnungsverfahren sowie das eröffnetê Ver-

fahren, in dem in Heft 36 erscheinenden Teil 2 geht der Verfasser

ausführlich aufdie lnsolvenzanfechtung ein, der weiterhin eine un-
gebrochen hohe Bedeutung zukommt.

Steuerrecht
Die Woche im Blick

Entscheidungen
BFH: Umsatzsteuenechtliche Behandlung von Maßnahmen der Ar-

beitsmarktförderung(22.4.2015 - Xl R 10/14)

BFH: Gleitende Vermögensübergabe - Anwendung des neuen

Rechts (1 2.5.201 5 - lX R 32/ 1 4l

Aufsätze

Andreas Patzner, RA/StB, und Detlef Mann, RA

,,Anbieterwechsel" bei fondsbasierten
Altersvorsorgevef trägen
Sowe¡t be¡ bestehenden fondsbasierten Altersvorsorgeverträgen
ein sogenannter,,Anbieterwechsel" erfolgen soll, ergeben sich eine

Reihe zivil- und steuerrechtlicher Folgefragen. Praktische Relevanz

erlangt dies vor dem Hintergrund, dass die Bundesregierung nicht
zuletzt aufgrund der demographischen Entwicklung ein erhebli-
ches lnteresse an der Altersvorsorge der Bevölkerung hat und da-

her sowohl private wie auch betriebliche Altersvorsorgeformen
steuerlich fördert. ldealerweise sollte diese Förderung so ausgestal-

tet sein, dass sie dem Sparer möglichst weitreichende Flexibilität
einräumt. Der Artikel soll skizzieren, welche Konsequenzen aus die-
sem Wechsel auf Basis der gesetzlichen Regelungen sowie der

maßgeblichen Verwaltungsauffassung des Bundesfinanzministeri-
ums (BMF) und der Rechtsprechung resultieren.

Prof. Dr. Hans Nieskens, RA/StB

Mythos Unionsrecht - Einige Anmerkungen zu den
möglichen Auswirkungen des EUGH-Urteils in den
verb. Rs. Larentia, Minerva.und Marenave

AufVorlage des BFH vom 11.12.2013 - Xl R i7l11 hat de¡EuGH am

16.7.2015 in den verb. Rs. C-108/14 und C-l09/14 sowohl zu Fra-

gen des Vorsteuerabzugs aus Transaktionskosten anlässlich des Er-

werbs einer Beteiligung als auch zum Anwendungsbereich mögli-
cher Organschaftsverhältnisse Stellung genommen. Vor allem die

Aussagen zur Organschaft, Art. 1 l Abs. 1 MwStSystRL, könnten zu

einer nationalen Neuausrichtung möglicher Organschaftsverhält-

nisse führen. Der Beitrag setzt sich insbesondere mit der Frage aus-

einander, ob und mit welchen Konsequenzen der Praktiker ange-
sichts der vom EuGH getroffenen Feststellungen im Hinblick auf
5 2 Abs.2 Nr. 2 S. 1 USIG rechnen muss.

2049

2050

2069

2070

2074

Entscheidung

BGH: Nicht autorisierter Zahlungsvorgang begründet eine 2065
Nichtleistungskond¡ktion des Zahlungsdienstleisters gegen den
Zah Iungsem pfä nger
(1 6.6.201 5 - Xl ZR 243/13 - dazu BB-Korhmentar von
Dr. Philipp Wösthoff, RA)

Neuerscheinung Buch
Säcker, EEG 2014, Sonderband Energierecht

Mit Anderungsentwurf der Bundesregierung vom 1.4.2015

1.982 Seiten, € 198,00

lSBN: 978-3-8005-1567-7 / lnfos unter; www.shop.ruw.de

Neuerscheinung Buch
Moritz/Jesch, lnvStG - lnvestmentsteuergesetz
Frankfurter Kommentar zum Kapitalanlagerech! Bd. 2

Praxisnaher Großkommentar zur Neukonzept¡on des lnvStG

1.286 Seiten, € 289,00

l5BN: 978-3-8005-1581-3/lnfos unter: www.shop.ruw.de

Entscheidungen

GAin Kokott: Bitcoins als reines Zahlungsmittel sind beim Um-

tausch in gesetzliche Zahlungsm¡ttel umsatzsteuerbar aber -befreit
('16.7.2015 - C-264/14 - dazu BB-Kommentar von

Dipi.-Finw (FH) Dipl.-Wirtschaftsjur¡stin Univ.

Dr. Stefanie Becker, StBin)

BFH: Gew5t-Anrechnung nach 5 35 ESIG für Veräußerungsge-

winne nach Umwandlung einer Organgesellschaft in eine PersGes
(28.5,2015 -tV R27112)

FG Köln: Keine gewerbesteuerliche Kürzung aufgrund eines enge-
ren Betr¡ebstättenbegriffs im DBATürkei
(7 .5.2015 - 10 K73/13 - dazu BB-Kommentar von

Stephan Hielscher, M.lfax, SIB/FBlStR)

Aktuelle Veranstaltu ng
BB-Fachkonferenz Finanzgerichtsprozesse

Finanzgerichtsprozesse erfolgreich führen - Taktiken und Fallstricke

15.10.2015, Frankfurt am Main

lnfos und Anmeldung: http://veranstaltungen.ruwde/fg201 5frankfurt

2077

2082

2085

I
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Bilanzrecht und Betriebswirtschaft
Die Woche im Blick 2ols

Entscheidung
FASB: Aktualisierter Anwendungszeitpunkt für neue Umsatz-
erfassung

IASB: 201 5 Agendakonsultation
DRSC: öffentliche Diskussion am 21.9.201 5

EY: lmmer mehr Unternehmen schrauben ihre Gewinnprognosen
nach oben

Wirtschaftsprüfung
BaFin: Neue Prüfungsberichtsverordnung erlassen/Begründung
veröffentlicht

Finanzierung
KfW: Finanzierungssituat¡on der Unternehmen erneut verbesseft

Arbeitsrecht
Die Woche im Blick

Entscheidungen
BAG: Umfang von Ausgleichsklauselri
(27.s.201 5 - 5 AZR 137 I 1 4)

BAG: Arbeitneh merstatus von Zirkusa rtisten
(11.8.201s - 9 AZR9Bfi4)
BAG: Vergütung für höherwertige Vertretungstätigkeit
(25.3.201 5 - s AZR 87 41 12)

BAG: Abgrenzung Betriebsübergang gegen Funktionsnachfolge
(1 9.3.2015 - 8 AZR 1s0/14)

Aufsatz
Tim Wybitul, RA/FAArbR, und Dr. Wolf-Tassilo Böhm, RA

Freier Wille auch im Arbeitsverhältnis?
Der Umgang mit Arbeitnehmerdaten ist eine wesentliche Voraus-
setzung für ein effektives Personalmanagement im Unternehmen.
Auch Verhaltens- und Leistungskontrollen setzen in der Regel die
Verarbeitung personenbezogener Daten voraus. Das Erheben und
Verwenden von Arbeitnehmerdaten unterliegt grundsätzlich den
Regelungen des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG). 5 4 Abs. l
BDSG stellt den Umgang mit personenbezogenen Daten unter ein
generelles Verbot mit Erlaubnisvorbehalt. Wenn der Umgang mit
personenbezogenen Daten nicht durch eine Rechtsvorschrift er-
laubt ist, ist er verboten. lm Arbeitsverhältnis finden sich gesetz-

liche Erlaubnistatbestände insbesondere in 5 32 Abs. 1 BDSG und
S 28 BDSG. Auch Betriebsvereinbarungen können gesetzliche Er-

laubnisnormen im Sinne des BDSG darstellen. Daneben kommt
aber auch eine Datenerhebung, -nutzung oder -verarbeitung auf
Grundlage einer Einwilligung des Arbeitnehmers in Betiacht. Nach

5 4a Abs. 1 S. 1 BDSG ist eine solche Einwilligung allerdings nur
wirksam, wenn sie auf einer freien Entscheidung des Betroffenen
beruht. Bislang war allerdings umstritten, ob man die Einwilligung
eines Arbeitnehmers überhaupt als freiwillig ansehen kann. Eine

aktuelle Entscheidung des BAG bringt Unternehmen hier Klarheit
und Rechtssicherheit. Der Beitrag zeigt die Folgen für die betrieb-
liche Praxis und bietet Unternehmen Handlungsempfehlungen zur
Umsetzung der Anforderungen des BAG. Eine Checkliste erleichtert
die praktische Umsetzung der geltenden Vorgaben.

Entscheidung

BAG: Betriebsrentenanpassung - wirtschaftliche Lage des Arbeit-
gebers bei konzerninterner Venechnungspreisabrede
(10.2.201 5 - 3 AZR 37 / 14 - dazu BB-Kommentar von
Dr. Nils Börner, RA)

Aktuelle Veranstaltu n g
Deutsche Arbeitsrechtskonfe¡enz

Miteinander - Gegeneinander: Brennpunkte im betriebllchen Alltag

I 1 ,'l 1 .2015. Allianz Arena München

lnfos und Anmeldung: wwwarbeitsrechtskonferenz.de

Die Erste Seite
Joachim Moritz, Richter am BFH a.D., RA/SIB

Reform des lnvestmentsteuergesetzes - Großer
Wurf oder gesetzgeberische Fehlleistung?

Jobs der Woche

lmprcssumA/orxhau

lnhalt I

2t01

2106

vil

2099

leich

Aufsatz

Dipl.-Kfm. Manfred Günkel, WF/StB

Rechtsprechungsmodifizierung bei der
Wahrscheinlichkeit der Verbindlichkeit als
Voraussetzung für die Rückstellungsbildung
Der BFH hat im Urteil vom 16.12.2014 (Vlll R 45/12, BB 2015,
1839ff. m. BB-Komm. Hennrichs) die bisherige Rechtsprechung zur
Rückstellungsbildung nicht unwesentlich modifiziert, ohne dass
dies in den Urteilsgründen explizit enruähnt wird. Der Beitrag zeigt
die Abweichungen vpn der bisherigen Rechtsprechung auf und
setzt sich kritisch mit dem vom Vlll. Senat des BFH gewählten neu-
en Ansatz auseinander.

Entscheidungen

BFH: Minderheitsbeteiligung des Kommanditisten von weniger als
10o/o an der Komplementär-GmbH regelmäßig kein notwendiges
Sonderbetriebsvermögen ll
(16.4.201 5 - lV R 'l /'12 - dazu BB-Kommentar von
Dr. Martin Bünnin9, RA/StB)

FG Köln: Kürzung einer Pensionsrückstellung
(29.4.2015 - 13 K2435/09 - dazu BB-Kommentar von
Dipl.-Math. oec. Matthias Lieb)
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RdF-Workshop
zur Kapitalanlage
in Debt

Workshop in Franl<furt am Main

http://verahstaltungen.ruw.de/veranstaftu ngen/fi nanzmarl<t

am 13, 0l<tober 2015

Recht der
Finanz¡nstru mente
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> Fallstricke bei der Korrektur von Umsatz-
u nd Loh nsteuer-Anmeldu ngen

Steuerrecht
Fallstricke bei der Korrektur von
Umsatz- und Lohniteuer-Anmeldungen
lngo Heuel und Dirk Beyer

> Kurzfassung Seite 725

Leserfrage
Buchung von EG-Karten-Umsätzen in
der Kassenführung
Tobias Teutemacher

Neu ersch ei n u n gen/Vera nsta ltu n gen

lmpressum

Quelle

Community

Video

Berechnung

Merksatz

740

768
KURZNACHRICHTEN

Steuerrecht aktuell
Bernd Rätke

BÈITRÄGE 775

776
733 Buchführungs-Seminar

Anwendung der Lifo-Methode als
Bewertu ngsvereinfachun g
Dr. Karl Broemel und Dr. Volker Endert

Literatur

Weblink

lnformationen

Audio

Galerie

Siehe auch

Herausgeber: Prof. Dr. Carsten Theile, Bochum .VRiFG Bernd Rätke, Berlin . RA Michael von Schubert, Kassel

GI

a
E
ø
g

tr
E
E
o
trt

tr

722



WRP \w a

Wettbewerb in Recht und Praxis 9 /2015
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OLG Celle
lrreführende mit eínem Standort
UWG 55 2 Abs. I Nr.3, 3, 5 Abs. I Nr.3, I Abs. I
S. l, I Abs.3 Nr. I
oLG Celle, Urteil vom 07.07.2075 - 13 W 35115

Unterscheidung zwischen,,klassischen" und
,,pf lanzlichen" Antibiotika
UWG 55 3, 4 Nr. I l, 5 Abs. t Nr. 1 ; HWG 99 s S. t
Nr. l, Nr. 2 lit. a, 3a S. 2
OLG Celle, Urteil vom 09.07.2015 - 13 U 17/15

OLG Frankfurt a. M.

,,Schmuddelkind" - Unlautere Herabsetzung
m ittels Boykottaufruf durch Äußerungen eiires
Presseorgans
UWG 99 2 Abs. I Nr. l; 4 Nr. 7, Nr. I
OLG Frankfurt a.M., Urteil vom 18.0ó.2015 -
6U 46/14

lrreführender lnhalt eÍner Werbung zur
Netzabdeckung eines Mobilfunktarifs
UWGSs
OLG Frankturt a.M., Beschiuss vom 1ó.0ó.2015 -
6 U 26/15

lrreführung durch Schutzrechtshinweis zu einem
Zeichen
UWG 5 5; MarkenG I 2ó Abs.3
OLG Frankfurt a.M., Beschluss vom 15.0ó.2015 -
6W 61/15

OLG Köln
Flirtcafé
BGB 5 31 2 d Abs. 1 S. 1 ; EGBGB Atf. 246 a,

99 / /ós. 2,4 Abs. t
OLG Köln, Urteil vom 08.05.2015 - 6 U 137/14

Youtube-Channel
UWG S 4 Nr. t t; PKW-EnVKV 5 5 Abs. I
oLG Köln, Urteil vom 29.05.2015 - 6 U 177/14

OLG Stuttgart
Gutscheineinlösung
UWG S 4 Nr. t0
oLG Stuttgart, Urteil vom 02.07.2015 - 2U 148/14 .....
Zuzahlungsverzicht
UWG S 4 Nr. I t; SGB V SS 33, 43; HWG 5 7
OLG Stuttgart, Urteil vom 09.07.2015 - 2U 83/14 . . . ...

OLG Hamburg
AtopiControl
UWG 9S 3 Abs. t, 5, 4 Nr. I l, I Abs. 1; AMG 5 2l a;
HWG S 3 S. 2 Nr. t; LFGB 5 27
OLGHamburg, Urteil vom 16.07.2015 - 3U 215/14 ....
Nicht zulassungskonforme Dosísempfehlung
UWG 5S s, 4 Nr. 1 I , I Abs. t; HWG 3, 3a
OLG Hamburg, Urteil vom 30.07.2015 - 3 U 93/14 .....

OLG Schleswig
Zuständigkeit der Landgerichte f ür Vertragsstrafe
unter EUR 5.000,00
UWG 5 13 Abs. I
OLG Schleswig, Urteil vom 09.04.20 1 5 - 6 U 57 / 13 . . . . .

OLG Düsseldorf
Zur unzulässigen Vervíelfältigung und öffentlichen
Zugänglichmachung einer Fotografie im lnternet
UrhG 59 I 5 Abs. I Nr. l, Abs. 2 Nr. 2, I ó, I 9a; 97 Abs. I
OLG Düsseldorf, Urteil vom 16.06.2075 - l-20 U 203/74.

OLG München
Preisanpassungsklausel mit Gesetzeshinweis
BGB 99 307 Abs. t, 31 5 Abs. 3; UWG S 4 Nr. 1 I
OLG München, Urteil vom 16.07.2015 - 29 U ll79/15 ..

LG Berlin
Voraussetzungen der unmittelbaren
Kaufaufforderung an Kinder
UWG SS 8 Abs. 3 Nr. 3, S 3 Abs. 3 i. V. m. Anh Nr. 28,

54Nr.l und2
LG Berìin, Urteil vom 21.04.2015 - 16 O 648/13 . . . . . . ,

Kommentar von RA Dr. Simon Apel ...
LG Düsseldorf

Buchbare Hotels
UWG 5S 8 Abs.3 Nr. 2, 3, 5 Abs. I S. 2 Nr. I
LGDüsseldorf, Urteil vom 0ó.05.2015 - 12 O 337/14 ..,

LG Saarbrücken
Zentrales Arzteregister
UWG54Nr.3,5
LG Saarbrücken, Urteil vom 13.05.2015 - 7 HKO 4/75 .,

LerrsÄrze

Wir gratulieren:
Alles Gute! Prof. Dr. Otto Teplitzky zum 85. Geburtstag

Prof. Dr. Hans-Jürgen Ahrens, Osnabrück
Otto Teplitzky - ein Großmeister des Wettbewerbs-
verfahrensrechts ......
Prof. (em.) Dr. Walter F. Líndacher, Trier
In Freundschaft verbunden....... :.

Prof. Dr. Helmut Köhler, München
UWGReform 2015: Im Regierungsentwurf nicht
angesprochene Defizite bei der Umsetzung der
UGP-Richtlinie

Prof. Dr. Hans-Jürgen Ahrens, Osnabrück
Kollektivschadensersatz wegen Wettbewerbs-
beschränkungen oder unlauteren Wettbewerbs? -
Uber Mlthen und Problemignora\z ....
Prof, Dr. Peter W, Heermann, LL,M.
(Univ. of Wisconsin), Bayreuth
Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung
im Sport (Teil 1) .

Prof. Dr. Andreas Wiebe, LL.M. und Wiss. Mit.
Oliver Kreutz, Göttingen
Native Advertising - Alter Wein in neuen Schlãuchen?
(Teil 1) .

VRi BPatG a. D. Marianne Grabrucker, München
Die Bären sind los ...

RA Mag. Dr. Lothar Wiltschek und RAin
Dr. Katharina Majchrzak, Wien
Wettbewerbs- und Markenrecht in österreich (Teil 2)

RAin Dr. Constanze A, Scheuerl, Hamburg
Unzulässiges Keyword-Advertising durch
Anlegerschutz-Kanzleien

RecntspRecnunc
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EuGH
Goty Germany/Stadtsparkasse Magdeburg
RL 2004/48/EG Att. I Abs. l, Buchst. c, Abs. 3 BuchsL e;
MarkenG S l9; ZPO I 383
EuGH, Urteil vom 76.07.2015 - C-580/13.

Huawei Technologies/ZTE u. a.
AEUV Att. I 02; BGB S 242; PatG $ I 39 Abs. t ;
GWB g5 t9,20
EUGH, Urteil vom 1ó.07.2015 - C-170/13.

BGH
TV-Wartezimmer
UWG 5 4 Nr. t t; ApoG $ t t Abs. t S. l; SIGB SS 2ó f.,
28 Abs.1,9 30 Abs. I SiGB analog
BGH, Urteil vom 12.03.2015 - IZRB4/14

Neue Personenkraftwagen ll
UWG S 4 Nr. I l; Pkw-EnVKV $ I Abs. I, g 5 Abs. I,

S2Nr. I
BGH, Urteil vom 05.03.2015 - IZR164/13

Exzenterzähne
UWG S 4 Nr.9 lit. a), b)
BGH, Urteil vom 22.01.2015 - lZR107/13
Abgabe ohne Rezept
UWG 9 4 Nr. I t; AMG I 48 Abs. l; AMVV 5 4 Ahs. I
BGH, Urteil vom 08.01.2015 - IZR123/13

TIP der Woche
UWG S 5, 5 8 Abs. l; GG Art.5 Abs. t 5.2
BGH, Urteil vom 05.02.2015 - IZRl36/13
Mobiler Buchhaltungsservice
UWG54Nr. ll,S5Abs. I S. l und2Nr. l;
,SfBerG $ ó Nr. 3 und 4, 5 I Abs. 4 S. I und 3
BGH, Urteil vom 25.06.2015 - 1 ZR l+5/14

Pat¡enten¡ndividuell zusammengestellte Arznei-
mittelblister
UWG 5 4 Nr. I l;AMPreisV I I Abs.3 S. I Nr.7;
AMG 9 78 Abs. 3 S. I Halbsatz l; GG Art. I 2 Abs. I
BGH, Urteil vom 05.03.2015 - lZRlBS/13
Nivea-Blau
MarkenGSSAbs.3,$50
BGH, Beschluss vom 09.07.20 1 5 - 1 ZB 65/73
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Aufsätze

Dr. Roman Jordans,

LL.M (NZ)

Christian Kropf/
Rouben Habl

RA f\/arcus van Bevern/

RAin Dr. Ramona Schmitt

Aktueller Überblick über die Aufklärungspflichten über Einnahmen aus dem Vertrieb 309
von Finanzprodukten

Der Autor beleuchtet kritisch den aktuellen Stand der Gesetzgebung und Rechtsprechung zu diver-
sen Arten der Einnahmen aus dem Vertrieb von Finanzprodukten. Zusätzlich stellt er Bezüge zur

Rechtslage im Ausland her. Abschließend werden verschiedene Aspekte der schadense-rsatzrecht-

lichen Rechtsfolgen nach feststehender Pflichtverletzung - u,a.im Hinblick auf Kausalität und Ver-
jährung - im Lichte aktueller gerichtlicher Entscheidungen untersucht.

Aktuelle Entwicklungen zur Zulässigkeit von Bankentgelten 316

Bereits im vierten Jahr in Folge setzen sich die Autoren mit der Frage der Zulässigkeit von Bankent-

gelten im Rahmen Allgemeiner Geschäftsbedingungen auseinander, Diese Aufsatztradition in Verbin-

dung mit der hohen Anzahl ausgewerteter obergerichtlìcher und höchstrichterlicher Entscheidungen

verdeutlicht die Aktualität und Relevanz der Fragestellungen im Bankrecht. Neben den zuletzt be-

sonders kontrovers diskutierten Bearbeitungsentgelten im Kreditbereich liegt der Fokus erneut u. a.

auf noch ungeklärten Fragen, die sich aus der Umsetzung der Zahlungsdiensterichtlìnie in nationales
Recht ergeben.

Bearbeitungsentgelte bei gewerblichen Darlehensverträgen - ist die BGH-Recht- 323
sprechung zu Verbraucherdarlehen übertragbar?

Die Autoren stellen die Frage nach einer Übertragbarkeit der bekannten BGH-Rechtsprechung zur

Unzulässigkeit von formularmäßigen Bearbeitungsentgelten bei Verbraucherdarlehen auf gewerbli-

che Darlehen. Nach einer ausführlichen Darstellung der Bedeutung solcher Entgelte im Rahmen der

unternehmerischen Darlehensvergabe subsumieren sie entsprechende Klauseln in Formularverträgen

unter die zivilrechtlichen Vorgaben und schließend die Untersuchung dann mit einem Fazit ab, in
welchen sie sich gegen eine Übertragbarkeit der Rechtsprechung - auch unter wirtschaftlichen und

wettbewerbsrechtlichen Gesichtspunkten - aussprechen.

BKR 8/201 5 ilt



Prof. Dr. Julian Roberts

Rechtsptechung

Kreditrecht

BGH 21. 4.201s - Xt ZR 200t14

Hanseatisches OLG 3. 7.2015-13U26115

OLG München 30. 4. 2015-19U 4833114

Verlängerung der Vêrjährungsfrist einer Bürgschaftsforderung in AGB

lm Hinblick auf die Schutzwirkung des Musters unschädliche Abweichungen
in der Widerrufsbelehrung

Widerrufsbelehrung - Belehrung über verbundene Geschäfte unschädlich

Swaps, ,,lnteressenkonflikt" und die Rechtsprechung des BGH

Der Beitrag analysiert die aktuelle Rechtsprechung des BGH zu Aufklärungspflichten einer Bank beim
Vertrieb von Swaps. ln diesem Zusammenhang untersucht der Autor die verschiedenen Kategorien
einer Aufklärungsverpflichtung und setzt sich insbesondere kritisch mìt den Termini ,,Gewinnmarge"
und,, lnteressenkonflikt" auseinander.

330

334

336

Brandenburgisches 4
OLG

BPatG München

Kapitalmarktrecht

BGH

tssN 1617-7223

2.10.2014-25W(pat)
21t14

3 9.2014 - Xl ZR 215113 Lur fehlenden Kausalität elner Pflichtverletzung (Aufklärung über Rückver-
giitungen) und erforderlichen Parteivernehmung

3. 201 5 - 4 U 46114 Beginn der kenntnisabhängigen Verlährung durch Berichterstattung in

Rechenschaftsberichten einer Fondsgesellschaft

331

339

343

349Keine Eintragungsfähigkeit der Marke,,bankagentur"

BKR - Zeitschrift für Bank- und Kapital-
marktrecht
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Manuskr¡pte: N4anuskrjple sind an die Redak-

tion zu senden Der Verlag haftet nicht für
Manuskripte, die unverlângt eingereicht wer
den 5ie können nur zurückgegeben werden,
wenn Rückporto beigefügt ist Die Annahme
zur Veröffentlichung muss schriftlich erfol-
gen. i\4it der Annahme zur Veröffentlichung
übertrágt der Autor dem Verlag C.H.BECK
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lichen Urheberrechts das exklusive, räumlich
und zeitlich unbeschränkte Recht zur Ver-
v¡elfältÌgung und Verbreitung in körperlicher
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lnhaltsverzeichnis
Beiträge
Univ.-ProT. Dr, Wolfgang Wurmnest, LL.M. (Berkeley), Augsburg

Der Erbnachweis gegenüber Banken - Legitimationsklauseln im Visier der AGB-Kontrolle

Wiss. Mitarbeiter Christopher Danwerth, Münster
Der gesetzliche Zins ais Geschenk des Himmels
- Die Sanktionswirkung des $ 494 Abs. 2 Satz 2 BGB in der Niedrigzinsphase -

Rechtsprechung
Bankrecht und Kapitalmarktrecht

Bundesgerichtshof 22.7.201.5 l-R437/14

Bundesgerichtshof 29.7.20L5 lY ZR 384/L4x

Bundesgerichtshof 29.7.20L5 ìR448/L4tÊ

Bundesgerichtshof 1.6.7.2015 IXZR1.97/14x

Bundesgerichtshof 16.6.2015 XI ZR 243/1"3x

Bundesgerichtshof 23.6.2015 XI ZR 386/13x

Gesellschaftsrecht
Bundesgerichtshof

Zur Auslegung der Erklärung des Versicherungsnehmers
gegenüber dem Versicherer, irn FaIIe seines Todes solle
,,der verwitwete Ehegatte" Bezugsberechtigter der Versi-
cherungsleistung sein, wenn die Ehe später geschieden
wird, der Versicherungsnehmer erneut heiratet und keine
neue Bezugsrechtserklärung abgibt

Zur bereicherungsrechtlichen Rückabwicklung von Le-
bens- und Rentenversicherungsverträgen nach Wider-
spruch gemäß 0 5a WG a.F.

Zur Anrechnung der vom Versicherer bei Auszahlung des
Rückkaufswerts einbehaltenen und an das Finanzamt ab-
gefùhrten Kapitalertragsteuer nebst Solidaritätszuschlag
als Vermögensvorteil bei der bereicherungsrechtÌichen
Rückabwicklung eines Lebensversicherungsvertrages
nach Widerspruch gemäß $ 5a WG a.F.

Zu den Voraussetzungen, unter denen die Beweiserleich-
terung des Anscheinsbeweises fùr den Ursachenzusam-
menhang zwischen Pflichtverletzung und Schaden in Fäl-
len der Rechtsanwalts- und Steuerberaterhaftung Anwen-
dung findet; zu den Anforderungen an die Darlegung bei
abstrakter Berechnung des entgangenen Gewinns; zum
Umfang des Anspruchs auf Erstattung vorprozessualer
Rechtsverfolgungskosten in der Form anwaltlichen Zeltho-
norars

161 1

1,61,4

1618

1,622

Wirksamkeit der Vereinbarung zwischen Zahler und Zah- 1631

lungsdienstleister, einen in Auftrag gegebenen, aber noch
nicht vollendeten Zahlungsvorgang nicht auszufùhren; Be-
reicherungsanspruch des Zahlungsdienstleisters gegen
den Zahlungsempfänger im Fall eines vom Zahler nicht
autorisierten Zahlungsvorgangs

Keine Haftung des Kommissionärs auf Erfúllung wegen 1634

Nichtnennung des Dritten in der Ausführungsanzeige,
wenn das zur Ausfùhrung des Kommjssionsvertrags ge-
schlossene Wertpapiergeschäft wegen fehlender Marktge-
rechtigkeit aufgehoben worden ist

Zu den Voraussetzungen, unter denen der GeseÌlschafter 1635
einer Publikumspersonengesellschaft verpflichtet ist, die
Zustimmung zu seinem Ausscheiden aus geselischafter-
licher Treuepflicht zu erteilen

9.6.2075 rr zR 420/13x
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Bundesgerichtshof 25.6.2015 IX ZR 1.99/ j,4x Unwirksamkeit eines Verzichts auf die Wirkungen der 1640

Restschuldbefreiung sowie eines Anerkenntnisses des
Schuldgrunds einer vorsätzlich begangenen unerlaubten
Handlung in AGB

Zulässigkeit eines rúckwirkenden Antrags des Schuldners 1,642
auf Stundung der im Eröffnungsverfahren angefallenen
Verfahrenskosten, wenn er durch das Insolvenzgericht in
einem auf einen Gläubigerantrag eröffneten Insolvenzver-
fahren nicht rechtzeitig über die Notwendigkeit eines Ei-
genantrags verbunden mit einem Antrag auf Restschuldbe-
freiung belehrt worden ist

Zum Verjährungsbeginn eines Schadensersatzanspruchs 1.644
des Insolvenzschuldners gegen den Insolvenzverwalter
wegen pflichtwidriger Verkùrzung der Insolvenzmasse

Bundesgerichtshof

Bundesgerichtshof

Bücherschau

IXZB 6B/1,4x

IX ZR 1.27/I4x

9.7.2015

1,6,7.2015
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Groß (Hrsg,)

Shai Wade/Philip Clifford/
James Clanchy

Harald Wiedmann/Hans- Bilanzrecht, 3. Aufl
Joachim Böcking/Marius Gros

Aktienrecht, 4. AufI.
Rezensent: Rechtsanwalt Dr. Bernd Singhof, LL.M. (Cor-
nell), Frankïurt a. M.

A Commentary on the LCIA Rules 2014

Rezensent: Rechtsanwalt Klaus Vorpeil, Bad Kreuznach

1647

L647

1,648

Lieselotte Otto (Hrsg.) Handbuch der Stiftungspraxis, 2. AufI 1.648
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LG Berlin 15. 1.2015 (2352/14)

LG Köln 21.1.2015 (23O178/13)
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LG Stuttgart 19.12.2014 (7 O 139/14)
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Darlegungs- und Beweislast für aus Prämien gezogene Nutzungen
bei bere¡cherungsrechtlicher Rückabwicklung nach Widerspruch
gem.$5aVVGa.F.

Bei Tarifwechsel von Tarif mit Pauschalprämie in Tarif mit Grund-
prämie und Risikozuschlägen darf ein individueller Risikozuschlag
erhoben werden

Nur bei am 1. 8. 2013 noch bestehenden Versicherungen kommt eine

rückwirkende Umstellung auf den Notlagentarif in Betracht

Für eine Behandlungspflege kann eine Erstattungspflicht aus der
Krankheitskostenversicherung bestehen

ln der unvollständigen Entleerung eines Ïankfahrzeugs und der

anschließenden Vermischung von Superkraftsloff und Heizöl liegt

ein Fahrzeuggebrauch

Die AKB-Neuwertklausel Nr.4.2.1'l AKB 0B beinhaltet keine Bindung

an denselben Hersteller und Fahrzeugtyp wie das versicherte Fahrzeug

Arglist bei Vorlage einer Rechnung über tatsächlich nicht durch-
geführte Reparatur auch bei in gleicher Höhe möglicher Abrechnung
auf Gutachtenbasis

1018

1019

1 009

1012

1015

1016

1017
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BGH 16.10.2014

(5 U 187/14)

(5 U 36/14)

(vil2R152/12)

Bei einem Zusammentreffen von Schadensursachen
i. S. d. SS 137, 138 VVG mit anderen Schadensursachen kommt
es auf die erheblichste Ursache (,,causa proxima") an

Auswirkungen US-amerikanischer Embargobest¡mmungen
auf einen Versicherungsvertrag
mit Anmerkung: Prof. Dr. Dirk Looschelders

Nichtige Vereinbarung ûber Abhängigkeit des Provisionsanspruchs

von Kundenzahlung während festgelegter Sprunghaftungsfrist
(Zeitschriftenabon nement)

Pflicht des Gerichts zur substanziellen Erörterung von Privatgutachten

des Patienten

Abwägung der Verursachungsbeiträge zweier Heþammen bei

beiderseitigen groben Behandlungsfehlern

Planungsfehler im Verantwortungsbereich des Architekten gehen

zulasten des Bauherrn
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Kfz-Mietvertrag

BGH 14.1.2015 (Xil2R176/13)

Produkthaftung

BGH e.6.2015 (V\ZR284/12)

BGH 9.6.2015 (VIZR327/12)

Schmerzensgeld

N1V
Klauselkontrolle bei einer ohne vereinbarten
Haftungsbegrenzung nach Art der Vollkaskoversicherung in
gewerblichem Kfz-M ietvertrag

Fehlerhaftigke¡t einer gesamten Produktgruppe oder Produktions-
serie infolge Fehlers einzelner Geräte (hier: Herzschrittmacher)

Fehlerhaftigke¡t e¡ner gesamten Produktgruppe oder
Produktionsserie infolge Fehlers eínzelner Geräte
(hier: Kard ioverter- Def ibrillator)

Bei einer Tibiakopffraktur und einem Knorpelschaden zweiten bis
dritten Grades auf der Oberfläche des Schienbeins ist ein Schmerzens-
geld von 7000 Euro angemessen

Haftungsverteilung bei Uberholen unter Gefährdung des Gegen-
verkehrs und Verstoß des entgegenkommenden Kfz gegen das
allgemeine Rücksichtnahmegebot

Hinweispflicht des Berufungsgerichts bei beabsichtigter
Beanstandung des lange Zeit geduldeten unlesbaren Namens-
zugs als Unterschrift

Tragung der Maßnahmekosten für Beschäftigung eines geschädigten
behinderten Menschen durch Arbeitsagentur führt nicht zum
Ubergang des Ersatzanspruchs auf Verd¡enstausfall

a Inhalt
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OLG Köln

20.6.2014
18.9.2014

(16O 448/13)
(15 U 138/14)
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Überholen

OLG Köln 19.9.2014 (19 U 83/14)

Verfahrens- und Kostenrecht

Anwaltsunterschrift

BGH 3. s.2015 (V\ZB71/14)

Rechtsmittelfrist

BGH 5.3.2014 (XIZB736/12)

Sozialversicherungsrecht

Gesetzlicher Forderungsübergang

BGH 30.6.2015 (V\ZR379/14)

Auslandsrecht (österreich)

Berufshaf tpf lichtversicheru n g

OGH 12.3.2015 (7 Ob23O/14w1

Pflicht des Anwalts zur Vorsorge für eine Vertretung im Krankheitsfall 1047

Keine Deckung für Anspruch auf Ersatz des von einem treuhänderisch
tätigen Anwalt pflichtwidrig nícht zurückgezahlten Geldes 1050

Der Buchstabe L hinter dem Kurzinhalt bedeutet, dass von der Entscheidung nur der Leitsatz veröffentlicht wird.
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fnhalt'60. Jahrgang ' Heft 1612015

Aufsätze

RA Dipl.-Kfm. ù Hartmut Krause, LLM., Attorney-at-
law (NewYork)

Eigene Aktien be¡ St¡mmrechtsmitteilung und
Pflichtangebot

Die BaFin hat ihre Verwaltungspraxis zur Berücksichti-
gung eigener Aktien bei der Berechnung von Stimm-
rechtsanteilen geändert. Hiernach bleiben eigene Aktien
der Zielgesellschaft im ,,Zâhler" wie im ,,Nenner" voll-
ständig außer Betracht. Die neue Berechnungsmethode
ist für die Praxis von erheblicher Bedeutung: Sie be-
stimmt darüber mit, ob eine Stimm¡echtsmitteilung
bzw. ein Pflichtangebot abgegeben werden muss. Der
Beitrag untemimmt es, die Anderung der Verwaltungs-
praxis rechtlich zu würdigen und die Konsequenzen für
die Praxis aufzuzeigen. 553

RA Dr Benjamin E. Leyendecker-Langner /
RA Dr David Huthmacher
Die Aufstockungsabsicht nach g 27a Abs.l
Satz 3 Nr.2 WpHG im Kontextvon öffentlichen
Ubernahmen

Erwirbt ein Aktionåir mind. 10 7o der Stimmrechte aus

Aktien an einem Inlandsemittenten, muss er der Gesell-
schaft u.a. mitteilen, ob er beabsichtigt, innerhalb der
nächsten 12 Monate weitere Stimm¡echte zu erwerben
($ 27a Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 WpHG). Unabhängig davon
ist ein Bieter nach $ 10 Abs. I Satz 1 WpÜG verpflich-
tet, seine Entscheidung zur Abgabe eines Übernahme-
angebots unverzüglich zu veröffentlichen. Das Verhält-
nis von $ l0 Abs. 1 WpUG und $ 27a Abs. I Satz 3

Nr. 2 WpHG kann im Rahmen der Vorbereitungen für
eine öffentliche Ubernahme relevant werden, wenn der
potentielle Bieter bereits über ein erhebliches Aktienpa-
ket an der Zielgesellschaft verfügt und sich die Über-
nahmeabsicht verdichtet hat, ohne in einer Entschei-
dung zur Abgabe eines Angebots i.S.d. g 10 Abs. 1

V/pUG zu münden. Müsste der potentielle Bieter in die-
ser Situation seine Aufstockungsabsicht gem. $ 27 a

Abs. I Satz 3 Nr. 2 V/pHG veröffentlichen, könnte die
Ubernahme aufgrund der mit der Veröffentlichung ver-
bundenen Auswirkungen auf den Kapitalmarkt erheb-
lich erschwert oder sogar vereitelt werden. Der Beitrag
unter-

sucht, ob $ 27a WpHG wåihrend der konkreten Vorbe-
reitungen für eine öffentliche Ubernahme anwendbar
1st.

Rechtsprechung

Beitritt des besonderen Vertreters als
Nebeninterven¡ent bei Anfechtung eines
HV-Beschlusses
BGH v. 28.4.2015 -IIZB l9ll4

Verjährung der ErsaEansprüche wegen
Falschberatung
BGH v. 24.3.2015 -XI ZR 2'78114

Steuerbarkeit von Uberschüssen aus der
Veräußerung von gegen Argentinien-Anle¡hen
e¡ngetauschten,,Par-Schuldverschreibungen"
BFH v. 24.2.2015 - VIII R 54i 12

Besteuerung e¡ner Entschädigungszahlung ftir
entgehende Einnahmen aus Genussrechten
BFH v. 11.2.2015 -YIIIR4/12
Keine Verschmelzung auf insolvente
Rechtsträger
OLG Brandenburg v. 27.1.2015 -'7 W ll8/14

Unternehmensbewertu n g
OLG Düsseldorf v. 11.5.2015 -I-26W 2/13 (AktE)

Genussscheinkapital
OLG München v. 11.6.2015 - 23 U 3466/ 14

Unternehmensbeweftun g
oLG Sturrgarr v. 11.7.2014 -20W 3/12

Kapitalanleger-M ustervelfah ren,
Bekanntmachung des Musterverfahrensantrags
KG v. 2.10.2014 - 22 Kap. 2/ 14

Kein Wahlrecht ausläindischer Arbeitnehmer zum
Aufsichtsrat nach dem M¡tbestG
LG Berlin v. 1.6.2O15 - 102 O 65114 AkrG

Disquotale Gewinnverte¡lung, Teilgewinnabfüh-
rungsveftrag
LG Frankfurt/1Vl. v.23.12.2014 -3-05 O 47114
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ru nde - Objektivitätsgebot
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Nikolaus Kraft
Die Beteiligung der Verleger an gesetzlichen Vergütungsansprüchen

lP-Day 2OI5
29. Septem ber 2015, Wi rtsch aftsu n ivers¡tät Wien

09:00-09:15 Begrüßung

Themenblock l: Aktuelle Entwicklungen im
Urheberrecht

09:15-09:45
Keynote: Schwächen und Stärken der
Urheberrechts-Novel le 2015
Univ.-Prof. Dr. Andreas Wiebe, LL.M.,
Universität Göttingen I lnfolaw

09:45-10:45
lmpulsdiskuss¡on: Pauschale Vergütungs-
modelle mit Zukunft
Univ.-Prof. DDr. Matthias Karmasin, Uni-
versität Klagenfurt | österr. Akademie der
Wissenschaften I Medienhaus Wien (ange-

fragt)
RAA Mag. Dr. Markus Albrecht, Tonninger I

Schermaier I Maierhofer & Partner RAe

Dr. Franz Medwenitsch, lFPl Austria

Themenblock I I : Markenstrategie

1,L:I5-12:45
Vortrag I : Trademark-Trolling,
Massenanmeldungen und Defensivmarken
im Lichte des knappen Markenraums
RA Dr. Clemens Grünzweig, Eiselsberg
Rechtsanwälte GmbH

Vortrag ll: Der Schutzbereich der bekann-
ten Marke
RA Dr. Christof Pöchhacker und RA Dr. Lutz
Riede, Freshfields Bruckhaus Deringer LL

12:45-1.4:00 Mittagessen im Clubraum (in

der Tagu ngsgebü hr inkludiert)

Themenblock lll: lmmaterialgüter im

Steuerrecht

14:00-l-5:30
Vortrag l: Gebührenrecht und F&E-

Lizenzierung
RA MMag. Dr. Michaela Petritz-Klar,
Schönherr RAe

Vortrag ll: Konzern¡nterne Verrech-
nungspreise für I mmaterialgüter
WP lStB MMag. Dr. Andrea Lahodny,

Deloitte

Themenblock lV: Patentrechtspraxis

16:00-17:30
Vortrag l: Die Offenbarung in der
Patentschrift
PatA Dl Harald Nemec, Schwarz & Partner
Patentanwälte
Vortrag ll: Warum die meisten Patente
unwirksam sind
Univ.-Prof. Dr. Joachim Henkel, Technische
Universität München

!7:30 Farewell Address und Empfang

ORT: Festsaal (Library & Learning Center),
WU Wien, Welthandelsplatz l-, 1020 Wien

Wissenschaftliche Leitune: Dr. Clemens

Appl, LL.M.; Univ.-Prof. DDr. Walter Blocher;
Univ.-Prof. MMag. Dr. Martin Winner

An meld u ng: http ://www. iP-daY.at
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